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Chronique générale

Finances publiques

Finances publiques

Der Bundesrat habe in regelmässigen Abständen einen Bericht zu veröffentlichen, der
aufzeigen soll, wie sich die finanziellen Lasten zwischen den Generationen verteilen.
Dieser Auffassung war der Nationalrat in der Herbstsession 2016 und reichte mit 124 zu
57 Stimmen bei 1 Enthaltung eine entsprechende Motion der FDP-Liberalen-Fraktion an
den Ständerat weiter – gegen den Widerstand der Parlamentslinken. Der Bericht zum
Generationenvertrag habe, so die Motionärin, insbesondere aufzuzeigen, wie sich die
implizite Staatsverschuldung, also alle zugesagten, aber nicht finanzierten Versprechen
staatlicher Leistungen (v.a. bei den Sozialversicherungen und im Gesundheitswesen),
entwickelt haben und welche Kosten damit auf die nächsten Generationen übertragen
werden. Der Bundesrat hatte sich gegen den Vorstoss ausgesprochen, da es bereits
genügend breit abgestützte und in regelmässigen Abständen aktualisierte Grundlagen
gebe, um die angestrebte öffentliche Diskussion zu führen. 1

MOTION
DATE: 19.09.2016
DAVID ZUMBACH

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Politique de la santé

Eine im Vorjahr vom Ständerat angenommene Motion Heberlein (fdp, ZH) für dringende
Reformen im Gesundheitswesen, wurde, da durch die anstehenden KVG- Revisionen
obsolet geworden, vom Nationalrat abgelehnt. Eine analoge Motion der FDP-Fraktion
(Mo. 03.3673) wurde zurückgezogen. 2

MOTION
DATE: 03.03.2005
MARIANNE BENTELI

Mit einer im Einvernehmen mit dem Bundesrat angenommenen Motion der FDP-
Fraktion forderte der Nationalrat die Regierung auf, die im EJPD ursprünglich einmal
begonnenen Expertenarbeiten für einen Bericht bezüglich der Regelung der
Sterbehilfe in der Schweiz wieder aufzunehmen, und dem Parlament die
entsprechenden Grundlagen zur Schliessung von Lücken im schweizerischen Recht zur
Verfügung zu stellen; in seiner Stellungnahme zur Motion verwies der Bundesrat auf den
seit dem Sommer vorliegenden Bericht der nationalen Ethikkommission im Bereich
Humanmedizin. Dieser verlangte eine staatliche Aufsicht für Sterbehilfeorganisationen,
sprach sich gegen die Suizidbeihilfe für psychisch Kranke aus und forderte Heime und
Spitäler zu klareren Regeln auf 3

MOTION
DATE: 07.10.2005
MARIANNE BENTELI

Le Conseil des Etats a rejeté une motion du groupe PLR adoptée par le Conseil national
en 2005 chargeant le Conseil fédéral de relancer l’élaboration d’un rapport sur la
situation de l’assistance au décès en Suisse. 4

MOTION
DATE: 10.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

1) AB NR, 2016, S. 1427 ff. ; NZZ, 25.4.16
2) AB NR, 2005, S. 144 f.
3) AB NR, 2005, S. 1506. (NZZ, 12.7.05). Das Universitätsspital des Kantons Waadt ist das erste öffentliche Spital in der
Schweiz, welches Freitodbegleitungen durch die Organisation „Exit“ zulässt (TG, 17.12.05).
4) BO CE, 2011, p. 197 s.
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